Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudcsadie Nr. 2055 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über den Ablauf der durch Kriegs- oder Nach- 
kriegsvorsdiriften gehemmten Fristen 

- Nr. 1985 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Majonica 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen unverändert nach der 
Vorlage zuzuStimiiien 


Bonn, den 15. März 1951 


Der Aussdiuß für Reditswesen 
und Verfassungsrecht 

Dr. Laforet Majonica 

V or sitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über den Ablauf der durch 
Kriegs- oder Nachkriegsvorsdiriften gehemmten Fristen 

- Nr. 1985 der Drucksachen - 


mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Rechts wesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 
§ 2 ^ 

(1) Ist zur Erfüllung eines bürgerlich- 
rechtlichen Anspruchs, der vor dem 
21. November 1950 fällig geworden ist, eine 
devisenrechtliche Sondergenehmigung oder 
eine Sondergenehmigung nach Artikel 1 Ab- 
satz 1 Buchstabe f des Gesetzes Nr. 52 der 
Militärregierungen erforderlich, so verjährt 
der Anspruch nicht vor dem Ende des Jahres 
1951. Diese Bestimmung ist auch anzuwen- 
den, wenn die Verjährung nach den bisher 
geltenden Vorschriften bereits eingetreten ist, 
aber vor dem 9. Mai 1945 noch nicht voll- 
endet war. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 2 

(1) War oder ist zur Erfüllung eines bür- 
gerlich-rechtlichen Anspruchs, der vor dem 
21. November 1950 fällig geworden ist, eine 
devisenrechtliche Sondergenehmigung oder 
eine Sondergenehmigung nach Artikel 1 Ab- 
satz 1 Buchsabe f des Gesetzes Nr. 52 der 
Militärregierungen erforderlich, so verjährt 
der Anspruch nicht vor dem Ende des Jahres 
1951. Diese Bestimmung ist auch anzuwen- 
den, wenn die Verjährung nach den bisher 
geltenden Vorschriften bereits eingetreten ist, 
aber vor dem 9. Mai 1945 noch nicht voll- 
endet war. 

§ 2a 

Soweit Fristen, innerhalb deren Zins-, Ren- 
ten- und Gewinnanteilscheine auf den In- 
haber dem Aussteller zur Einlösung vorzu- 
legen sind, auf Grund des § 4 des Gesetzes 
über den Ablauf der durch Kriegs- oder 
Nadikriegsvorschriften gehemmten Fristen 
am 31. März 1951 oder zwischen diesem 
Tage und dem Ende des Jahres 1951 ab- 
laufen würden, laufen sie erst am Ende des 
Jahres 1951 ab. 



